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Die Finanzierung des Prämienfonds aus dem Gewinn­
fonds der WB bzvv. aus Stützungsmitteln ist durch 
das übergeordnete Organ zeitlich zu befristen. Die Nor­
mative und Bedingungen für die Bildung des Betriebs­
prämienfonds sind für diese Betriebe so festzulegen, 
daß das kostenbezogene Denken der Kollektive wirk­
sam stimuliert und ihr materielles Interesse engstens 
mit der Erreichung der Rentabilität ihres Betriebes 
verbunden wird.

(2) Minderungen der Zuführungen zum Prämienfonds 
wegen Nichteinhaltung bzw. Nichterfüllung der aus­
gewählten Struktur- und proportionsbestimmenden 
Aufgaben entsprechend § 4 Abs. 1 sind von Betrieben, 
die einer WB unterstehen, an den Reservefonds der 
WB. von den volkseigenen Kombinaten an den eige­
nen Reservefonds und von allen anderen Betrieben an 
den Staatshaushalt abzuführen. Diese Mittel dürfen 
nicht für kaufkrafterhöhende Maßnahmen eingesetzt 
werden.

(3) Nicht verbrauchte Mittel des Prämienfonds kön­
nen in das Folgejahr übertragen werden.

(4) Die auf der Grundlage des Normativs für den 
Prämienfondszuw’achs möglichen Zuführungen, die in­
folge der Höchstgrenzen im Prämienfonds nicht wirk­
sam werden, verbleiben entsprechend den Grundsät­
zen der Eigenerwirtschaftung der Mittel für die erwei­
terte Reproduktion im Betrieb.

(5) Zuführungen zum Prämienfonds der Betriebe im 
Laufe des Planjahres sind durch das zuständige über­
geordnete Organ zu regeln.

IV.

Verwendung des Prämienfonds

§7

(1) Der Prämienfonds in den Betrieben ist durch 
den Direktor im Einvernehmen mit der BGL so einzu­
setzen, daß die Betriebskollektive, Brigaden und Ar­
beitsgruppen auf der Grundlage innerbetrieblicher Ver­
einbarungen an

— einem hohen planmäßigen Produktions- und Netto­
gewinnzuwachs sowie der Steigerung der Arbeitspro­
duktivität

— einem hohen Versorgungseffekt

— einer hohen Qualität der Erzeugnisse

— der Senkung der Kosten

— der Erfüllung der im Plan festgelegten struktur­
bestimmenden Aufgaben

wirksam materiell interessiert werden.

Die Grundsätze der Verwendung des Prämienfonds 
sind im Betriebskollektivvertrag zu vereinbaren.

(2) Als Hauptform der Prämiierung im sozialistischen 
Wettbewerb ist die Jahresendprämie anzuwenden. 
Hervorragende Initiativieistungen im sozialistischen 
Wettbewerb sind sofort nach vollbrachter Leistung 
materiell anzuerkennen. In der Jahresendprämie 
kommt der persönliche Anteil des einzelnen an der 
Steigerung der betrieblichen Leistung zum Ausdruck.

Entsprechend dem Prinzip der Eigenerwirtschaftung 
der Mittel hängt die Höhe der Jahresendprämie davon 
ab, in welchem Umfang durch Erfüllung der mate­
riellen und finanziellen Aufgaben auf der Grundlage 
der Normative Mittel für die Bildung des Prämien­
fonds erwirtschaftet werden.

(3) Jahresendprämien sind dann zu gewähren, wenn 
die Höhe des Prämienfonds die Zahlung einer Jahres­
endprämie von mindestens einem Drittel eines Monats­
verdienstes sowie eine leistungsgerechte Differenzie­
rung zuläßt. Als „Monatsverdienst“ bei der Berechnung 
der Mindesthöhe und der Höchstgrenze der Jahresend­
prämie gilt der durchschnittliche Monatsbruttoverdienst 
entsprechend der Verordnung vom 21. Dezember 1961 
über die Berechnung des Durchschnittsverdienstes und 
über die Lohnzahlung (GBl. II S. 551; Ber. GBl. II 1962 
S. 11) sowie den dazu erlassenen Durchführungsbestim­
mungen* bzw. ein Zw'ölftel des nach der angeführten 
Verordnung berechneten Jahresbruttoverdienstes. Sind 
die Voraussetzungen zur Zahlung von Jahresendprämien 
im Betrieb nicht generell gegeben, können Werktätige 
und Arbeitskollektive, die ihre Leistungskriterien ent­
sprechend den innerbetrieblichen Vereinbarungen er­
füllt haben, prämiiert werden.

(4) Nach Vörliegen der Bilanz- und Ergebnisrech­
nung legen die Leiter der Betriebe und WB (Zentrale) 
im Einvernehmen mit. der zuständigen Gewerkschafts­
leitung die durchschnittliche Höhe der Jahresendprämie 
für die einzelnen Abteilungen, Bereiche usw. auf der 
Grundlage der Erfüllung der Leistungskriterien in den 
innerbetrieblichen ökonomischen Vereinbarungen und 
den im Betriebskollektivvertrag getroffenen Regelun­
gen fest.

(5) Dem einzelnen Werktätigen wird eine Jahresend­
prämie gewährt, wenn die für ihn festgelegten Lei­
stungskriterien erfüllt wurden. Als weitere Voraus­
setzung gilt, daß der Werktätige während des gesam­
ten Planjahres dem Betrieb angehörte, wobei begrün­
dete Ausnahmen im Betriebskollektivvertrag zu verein­
baren bzw. durch die Leiter der Betriebe im Einver­
nehmen mit den zuständigen Gewerkschaftsleitungen 
zu regeln sind.

(6) Die Jahresendprämie ist leistungsgerecht zu diffe­
renzieren. Hierzu sind den Werktätigen bzw. Arbeits­
kollektiven aus dem Jahresplan abgeleitete, beeinfluß­
bare Leistungskriterien vorzugeben, die die ihnen 
übertragenen Hauptanforderungen zum Ausdruck brin­
gen. Die Leistungskriterien sind kontrollfähig und 
abrechenbar zu gestalten. Für die leistungsgerechte 
Differenzierung der Jahresendprämie kann sowohl von 
einem einheitlichen Prozentsatz des durchschnittlichen 
Monatsverdienstes des vergangenen Jahres als auch 
von einer einheitlichen Grund- und Leistungsprämie 
ausgegangen werden. Der einheitliche Prozentsatz ist 
nach den Leistungen der Arbeitskollektive im betrieb­
lichen Reproduktionsprozeß zu differenzieren. Der 
dann ermittelte Prozentsatz ist Ausgangspunkt für die 
leistungsgerechte Bestimmung der individuellen Jah­
resendprämie nach der Erfüllung der festgelegten 
Leistungskriterien. Die Grundsätze für die leistungs­
gerechte Differenzierung der Jahresendprämie sind in 
den Betriebskollektivvertrag aufzunehmen.

* J. DB vom 10. September 1962 (GBl. II Nr. 71 S. 633) 
3. DB vom 28. August 1967 (GBl. II Nr. 89 S. 664)


